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NEUE ZÜRCHER ZEITUNG

Ausgezeichnete
Journalisten

zz. · Bei der Verleihung der Swiss Press
Awards sind gleich mehrere Arbei-
ten von Journalistinnen und Journa-
listen der NZZ ausgezeichnet worden.
Zoé Baches, Martin Beglinger und Er-
mes Gallarotti belegten in der Kategorie
«Swiss Press Text» den zweiten Platz für
ihre aufwendige Recherche zum Fall des
früheren CS-Star-Bankers Iqbal Khan.
Gestützt auf Dokumente zeigten sie auf,
wie nicht nur Khan observiert wurde,
sondern auch der oberste CS-Personal-
chef. Der zweite Platz in der Kategorie
«Swiss Press Local» ging an Urs Bühler.
Seine monatliche Kolumne «Wir Stadt-
tiere» über Zürichs vielfältige Fauna
gefiel der Jury. Gelobt wurden Büh-
lers intelligente Wortspiele, die stets mit
einer Prise Humor gewürzt seien.

Die Studie genüge nicht den wissen-
schaftlichen Anforderungen. Immer
mehr Wissenschafter zweifeln nun am
Wundermittel.Am 8. April zeigen Daten
aus Spitälern in verschiedenen Ländern,
dass die Kombination von HCQ und
Azinthromyzin das Risiko für Herzschä-
den und Herzversagen erhöht.Tage spä-
ter wird eine brasilianische Studie ab-
gebrochen: Die mit einer hohen Dosis
HCQ behandelten Patienten hatten
eine höhere Sterblichkeit als jene ohne
HCQ-Behandlung.

Wie genau HCQ gegen Sars-CoV-2
wirken könnte, dazu gibt es nur Vermu-
tungen. Der Wirkstoff blockiert die En-
dozytose, also das Einschleusen von Par-
tikeln und Substanzen in die Zelle mit-
tels der Rezeptoren. Kurz: Es werden
weniger Viren in die Zelle aufgenom-
men. HCQ könnte also in einer frühen
Phase der Krankheit verhindern, dass
Zellen befallen werden. HCQ könnte
auch den pH-Wert in der Zelle erhöhen,
so würde das Virus in bereits befallenen
Zellen instabiler.Wenn sich das bewahr-
heitet, wäre das Mittel auch im Verlauf
einer Infektion sinnvoll.

Nur: Da sind die Nebenwirkun-
gen. Herzrhythmusstörungen, Horn-
hauttrübungen, dauerhafte Schäden
der inneren Netzhaut bis hin zu Blind-
heit.Ausserdem: Erbrechen, Leberschä-

den, Blutbildveränderungen, Juckreiz,
Schlafstörungen, Psychosen. Die meis-
ten Nebenwirkungen treten selten auf,
doch hohe Dosen können gefährlich
sein. Und die Toxizität von HCQ erhöht
sich in Verbindung mit anderen Mitteln.
Zum Beispiel mit dem von Raoult und
Trump empfohlenen Azithromycin.

Besuch von Macron

Am 9. April besucht der französische
Präsident Emmanuel Macron Didier
Raoult in Marseille. Die Visite hat Sym-
bolkraft: Macron in Raoults Büro, der
Professor hockt an seinem Schreib-
tisch, hinter ihm die Kaffeemaschine,
vor ihm der französische Präsident. Für
Raoult dürfte es eine Genugtuung sein.
Mit der Mediziner-Elite aus Paris ver-
steht er sich nicht. Raoult spricht von
Pariser Büro-Ärzten, sie schnitten ihn.
Anfang März hat ihn die Regierung in
ein Expertenkomitee berufen, das den
Präsidenten berät. Doch an den Sitzun-
gen nimmt Raoult nicht teil – er habe in
Marseille zu tun, erklärte sein Institut.
Raoult ist der Rebell aus dem Süden.

Er zeigt Macron bei dessen Besuch
eine neue Studie. Am nächsten Tag
stellt sein Institut das Résumé ins Netz.
Diesmal umfasst der Versuch mehr
Personen: 1061 Patienten haben HCQ
in Kombination mit Azithromycin be-
kommen. 91 Prozent seien innerhalb
von zehn Tagen geheilt gewesen. Eine
Testgruppe fehlt. Die Patientengruppe
war nicht repräsentativ, sie umfasste fast
nur Patienten mit milden Symptomen
und einem geringen Risiko für eine Ver-
schlechterung.

Unterdessen sorgt HCQ in der Regie-
rung eines weiteren Populisten für Streit.
Der brasilianische Präsident Jair Bolso-
naro wirbt im Schlepptau von Trump seit
Wochen für das Medikament. Er sagt:
HCQ rette Leben. Sein Gesundheits-
minister ist skeptisch.Anfang April wird
Luiz Henrique Mandetta nach einer hit-
zigen Kabinettssitzung in einen Raum
gebracht, in dem zwei Ärzte auf ihn war-
ten. Die beiden befürworten den brei-
ten Einsatz von HCQ.Am Mittag haben
sie den Präsidenten getroffen. Gesund-
heitsminister Mandetta soll nun einwilli-

gen, dass ein Dekret für die Verwendung
des Medikaments aufgesetzt wird. Man-
detta antwortet, die Ärzte sollen die An-
gelegenheit doch nicht mit ihm, sondern
mit anderen Fachpersonen besprechen.

Die Absetzung von Mandetta ist
eine Frage der Zeit. Und Bolsonaro, der
die Corona-Krise von Anfang an klein-
geredet hat, wirbt weiter. Dabei hat
Facebook schon Ende März ein Video
gelöscht, weil es gegen die neuen Richt-
linien über medizinische Falschinforma-
tion verstosse. Bolsonaro spazierte darin
durch die Hauptstadt Brasilia und pries
die Effektivität von HCQ. Niemand
glaubt rascher und fester an das Wun-
dermittel HCQ als Bolsonaro, Trump
und andere Populisten. Das Medika-
ment scheint eine einfache Lösung in
einer komplexen Krise, in der medizi-
nisches Expertenwissen plötzlich mehr
gilt als politischer Instinkt. HCQ könnte
die Rettung sein. Es geht auch ums poli-
tische Überleben.

Am 14. April findet eine französi-
sche Studie mit 181 Patienten beim Ein-
satz von HCQ bei schweren Covid-19-
Lungenentzündungen keine statistisch
signifikanten Unterschiede zwischen
der Substanz- und der Kontrollgruppe.
Am 16. April wird der brasilianische Ge-
sundheitsminister Mandetta entlassen.

Auf Angriff geschaltet

Aus Marseille twittert Didier Raoult am
20. April ein Zitat von Ferdinand Foch,
einem französischen General im Ersten
Weltkrieg: «Auf dem Schlachtfeld stu-
diert man nicht. Man tut einfach, was
man kann, man wendet an, was man
schon weiss. Um dort ein wenig auszu-
richten, sollte man also vieles wissen,
und das gut.» Raoult hat jetzt auf An-
griff geschaltet. Dann wird jene Studie
publiziert, welche die Diskussion um
HCQ verändern wird.

Am 21. April zeigen Ärzte von ameri-
kanischen Veteranen-Spitälern: Es gebe
Hinweise, dass HCQ zu einer höheren
Sterblichkeit führen könne. Hingegen
keine Anzeichen dafür, dass HCQ das
Risiko für eine Beatmung senke. Die
Ärzte untersuchten mehrere hundert
Patienten aus verschiedenen Spitälern.
Ihr Fazit: Es brauche weitere und vor
allem umfassende klinische Studien.
Als Trump am Presse-Briefing darauf
angesprochen wird, sagt er: «Ich weiss
nichts von dieser Studie.» Es habe auch
gute Studien gegeben. Er wolle sich das
anschauen. Trump hat HCQ bis heute
nicht mehr erwähnt. Die Fox-Moderato-
rin Ingraham sagt in ihrer Sendung, die
Studie der Spitäler für Veteranen sei «in
schockierender Weise verantwortungs-
los». Ein Angriff, auf sie, auf Fox News,
auf Trump sowieso.

Am 22. April sendet Raoult einen
Tweet. «Fake-News», schreibt er. Er
meint die amerikanische Studie, kriti-
siert deren Methode und Patientenaus-
wahl. Raoult und sein Team halten an
ihren Erkenntnissen fest. Die FDA, die
Aufsichtsbehörde für Medikamente in
den USA, warnt am selben Tag vor der
Einnahme von HCQ und verweist auf
die oft beobachteten schweren Herz-
rhythmusstörungen. Der französische
Gesundheitsminister rät bei HCQ zur
Vorsicht, er mahnt, man solle die Stu-
die aus den Veteranen-Spitälern lesen.

40 Studien angemeldet

Noch wird weiter getestet. Die ameri-
kanischen Behörden wissen von der-
zeit 40 klinischen Studien zur Wirkung
von HCQ: aus Nord- und Südamerika,
Europa, Afrika, Iran, Asien. Auch in
der weltweiten WHO-Studie «Solida-
rity» mit mehreren tausend Patienten
soll eine Gruppe Chloroquin und HCQ
erhalten. Damit Ärzte das Medikament
breit einsetzen und in Hilfsprogrammen
verteilen können, muss seine Wirkung
sauber klinisch nachgewiesen werden:
mit mehreren hundert Patienten, Pla-
cebo-kontrolliert, randomisiert. Raoult
und sein Team glauben, dafür sei wäh-
rend einer Pandemie keine Zeit.

Vielleicht wird eine der laufenden
Studien zum Schluss kommen, dass
HCQ tatsächlich hilft im Kampf gegen
Covid-19, sei es auch nur bei bestimmten
Patientengruppen:Alte oder Junge, viel-
leicht bei Menschen mit Autoimmun-
Erkrankungen.

Es ist unwahrscheinlich, dass eine
der Studien zum dem Resultat kommt,
HCQ sei ein Wundermittel.

Der amerikanische
Präsident Donald
Trump erfährt von dem
Wundermittel HCQ.
Die Resultate
seien «sehr, sehr,
sehr» ermutigend,
sagt er vor der Presse.
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Deutschland bereitet sich auf einen
EU-Rats-Vorsitz im Krisenmodus vor
Wie das Halbjahr laufen wird, ist unklar – es wird jedoch sehr viel Geld kosten

CHRISTOPH PRANTNER, BERLIN

Deutschland muss sich in EU-Fragen
neu sortieren. Leicht fällt das sichtlich
nicht. Als am Mittwoch in der Berliner
Bundespressekonferenz die Rede auf die
Neuausrichtung des deutschen EU-Rats-
Vorsitzes im zweiten Halbjahr 2020 kam,
gab es wenig Konkretes aus der Kabi-
nettssitzung der Bundesregierung zu be-
richten. Es habe dazu keine Beschlüsse
gegeben, hiess es. Man müsse die Lage
im Blick behalten, und man werde
sicherlich weiterhin informieren.

Viele Sitzungen fallen aus

Vor der Sondersitzung zirkulierte ein
Arbeitspapier der mit Europa befassten
Staatssekretäre in Berlin, das die Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie auf
die bevorstehende EU-Präsidentschaft
bewertet. «Die Zielsetzungen müssen
erheblich angepasst werden», zitiert die
Nachrichtenagentur Reuters daraus. Im
Klartext heisst das: Nach mehrmona-
tiger Intensivphase der Vorbereitun-
gen auf ein für die Europäische Union
durchaus wichtiges Halbjahr sind die
meisten Planungen der Berliner Beam-
ten de facto Makulatur. Stattdessen gibt
es einmal mehr europapolitisches Kri-
senmanagement.

Dafür allerdings stehen derzeit ledig-
lich 30 Prozent der sonst üblichen Sit-
zungen im EU-Rahmen zur Verfügung.
Der Rest fällt aufgrund von Antipande-
miemassnahmen ersatzlos aus. Auch ob
die in Deutschland geplanten informel-
len Räte oder der mit grossem Brim-
borium angekündigte EU-China-Gip-
fel in Leipzig stattfinden können, steht
in den Sternen. Sicher dagegen ist, dass
das zentrale Thema des deutschen Vor-
sitzes – der sogenannte Mehrjährige
Finanzrahmen (MFR) für die Euro-
päische Union in den Jahren 2021 bis
2027 – noch mehr an Bedeutung gewin-
nen wird. Die Staats- und Regierungs-
chefs der Union waren zuletzt über-

eingekommen, den Wiederaufbaufonds
für die Zeit nach der Corona-Krise in
den MFR, also den EU-Haushalt, zu
integrieren. Das gestaltet die ohnehin
schon komplizierten Verhandlungen, die
bis Ende des Jahres abgeschlossen sein
müssen, noch schwieriger.

Teuer ist die Angelegenheit für Berlin
ohnehin. Der einzige Vorteil, der nach
Einschätzung von politischen Beobach-
tern daraus erwächst, ist, dass Deutsch-
land seinen Krisen-Obolus in der öffent-
lichen Wahrnehmung nun nur einmal
und nicht zweimal entrichten muss. Be-
reits am Wochenende hatte Bundes-
kanzlerin Angela Merkel die politische
Linie in der Frage vorgegeben. In ihrem
wöchentlichen Podcast erklärte sie, dass
die deutsche Ratspräsidentschaft anders
als geplant ablaufen werde. Berlin sei
bereit, sich auch finanziell mehr zu enga-
gieren, als dies bisher der Fall gewesen
sei. Denn eines sei klar: «Deutschland
wird es auf Dauer nur gutgehen, wenn
es Europa gutgeht.»

Das ist keine neue Tonalität, bedeu-
tet aber doch einen substanziellen Kurs-
wechsel. Denn bisher stand Berlin in
der Frage des MFR hinter den «frugal
four». Die Gruppe der genügsamen vier
(Österreich, die Niederlande, Dänemark
und Schweden) hatte noch im Februar
gefordert, das kommende EU-Budget
dürfe keinesfalls ein Prozent der Wirt-
schaftsleistung der Union überschreiten.
Die vier Länder fürchteten, sie könnten
in Zukunft gemeinsam mit Deutschland
75 Prozent des EU-Haushaltes finan-
zieren. Nun allerdings stehen 2 Prozent
des Bruttoinlandprodukts der EU als
Zielwert für das Budget der Union im
Raum. In Berlin wollte man diese Zahl
am Mittwoch nicht kommentieren.

Wie hoch der deutsche Anteil auch
immer werden wird, an Berlin liegt es
auch, die jüngst aufgerissenen Gräben
zwischen den Nord- und den Südstaaten
der Union – Stichwort: Corona-Bonds –
wieder zuzuschütten. Die Bundesregie-
rung muss dabei überdies klären, wel-

chen Anteil nicht rückzahlbare Beträge
und Darlehen an dem mehr als eine Bil-
lion Euro schweren Wiederaufbaufonds
haben werden. Das werde, prophezeien
Experten, in den kommenden Monaten
noch hässliche Streitigkeiten entlang
der schon bisher aufgetretenen Kon-
fliktlinien auslösen. Eine heikle Frage
ist auch, wie die Union unter deutscher
Führung wieder von den ausgesetzten
Regeln des Binnenmarktes zum Nor-
malzustand zurückkommt. Denn in vie-
len EU-Staaten ist der Wille dazu der-
zeit wenig ausgeprägt. Im Gegensatz
zur Finanzkrise 2009 stärkt die gegen-
wärtige Pandemiekrise eher die Zentri-
fugalkräfte in der Union. Und die ma-
chen selbst vor dem Allerheiligsten der
EU, dem Binnenmarkt, nicht halt.

Die Wirtschaftskrise nach der Pan-
demie wird nach Meinung vieler Exper-
ten die Ungleichgewichte weiter vertie-
fen. Dass die Euro-Zone unter deutscher
EU-Präsidentschaft in Schwierigkeiten
geraten könnte, ist durchaus möglich.
Gegen ihr Auseinanderbrechen müsste
wieder viel Geld fliessen. «Bei all dem
nötigen finanziellen Engagement könn-
ten die Kleinkrämer in der Unionsfrak-
tion ein Problem für Merkel werden»,
sagt ein hoher Diplomat in Berlin.

Fokus auf den Green Deal

Erhalten will Berlin den Fokus auf die
Digitalisierung in seiner Präsident-
schaft und auch eine grössere Anstren-
gung für den sogenannten Green Deal,
den auch die neue EU-Kommission auf
ihre Fahnen geschrieben hat. Gegen die-
ses Vorhaben hat aber bereits die deut-
sche Industrie zu lobbyieren begon-
nen, mit Verweis auf die Corona-Schä-
den für die Wirtschaft. Auf der Agenda
geblieben ist auch die Verbindung von
Rechtsstaatlichkeit und Vergabe von
Fördermitteln an die Mitgliedstaaten.
Auch diese ist ein Teil des Mehrjähri-
gen Finanzrahmens, gegen den vor allem
Ungarn und Polen Sturm laufen.

IN KÜRZE

Vorerst kein EU-Verfahren
gegen Ungarn
DSt. Brüssel · Die EU-Kommission will
vorerst kein Vertragsverletzungsverfah-
ren gegen Ungarn einleiten, das wegen
seiner Notstandsgesetze heftig in die
Kritik geraten war. Das bestätigte die für
Werte und Transparenz zuständige EU-
Kommissarin, die Tschechin Vera Jou-
rova, am Mittwoch. Sie habe das Gesetz
ausführlich analysiert und keinen Anlass
gefunden einzuschreiten, erklärte Jou-
rova. Sie werde die Lage aber weiter be-
obachten. Der ungarische Ministerpräsi-
dent Viktor Orban hatte sich Ende März
vom Parlament in Budapest Sondervoll-
machten erteilen lassen, mit denen er zu-
nächst unbefristet per Dekret regieren
und sogar eine Aussetzung der parla-
mentarischen Arbeit veranlassen kann.
Zudem sieht das Notstandsgesetz hohe
Haftstrafen für die Verbreitung von
Falschnachrichten über die Pandemie
oder das Regierungshandeln vor. Kri-
tiker hatten daraufhin die Kommission
aufgefordert, eine Klage vor dem Euro-
päischen Gerichtshof zu prüfen.

Joe Biden gewinnt
auch die Vorwahl in Ohio
(dpa) · Der designierte Präsidentschafts-
kandidat der Demokraten, Joe Biden,
hat die Vorwahl im Gliedstaat Ohio mit
grosser Mehrheit gewonnen. Ameri-
kanische Medien berichteten am Mitt-
woch nach Auszählung fast aller Stim-
men übereinstimmend, dass rund 72
Prozent der Wähler für Biden stimm-
ten, der linke Senator Bernie Sanders
kam demnach nur auf etwa 17 Prozent
der Stimmen. Die Entscheidung fiel

Die USA wollen Konsulat
in Grönland eröffnen
(dpa) · Die Vereinigten Staaten wollen
in Grönlands Hauptstadt Nuuk wieder
ein Konsulat eröffnen. Er freue sich, die
Wiedereröffnung der 1953 geschlossenen
diplomatischen Vertretung in diesem
Sommer anzukündigen, sagte der ame-
rikanische Aussenminister Mike Pom-
peo am Mittwoch in Washington. Damit
werde die Partnerschaft mit den arkti-
schen Verbündeten unterstrichen. Die
USA sind besorgt über die militärischen
Aktivitäten Russlands und Pläne Chi-
nas in der Region. Letzte Woche wurde
bekannt, dass Trumps Regierung Grön-
land mit millionenschweren Investitio-
nen unterstützen will. Die Mittel seien
für zivile Projekte bestimmt, teilte die
grönländische Regierung mit.

Jemen meldet
weitere Corona-Fälle
(dpa) · Im vom Krieg gebeutelten
Jemen sind weitere Fälle des neuartigen
Coronavirus aufgetreten. Bisher gab es
in dem Land im Süden der arabischen
Halbinsel nur einen einzigen offiziellen
Corona-Kranken. Am Mittwoch gab
das nationale Notfallkomitee fünf wei-
tere Fälle in der Hafenstadt Aden be-
kannt. Am Dienstag hatten die Verein-
ten Nationen und Hilfsorganisationen
vor einer unentdeckten Verbreitung des
Virus und einer Überforderung des Ge-
sundheitssystems in Jemen gewarnt.

wegen der Coronavirus-Pandemie vor
allem über Briefwahl. Die Vorwahl galt
allerdings nur noch als Formalität, denn
Bidens Konkurrent Sanders hatte seine
Bewerbung Anfang April wegen enttäu-
schender Ergebnisse bei den Vorwahlen
zurückgezogen.


